
Sozialpolitik und Arbeitsrecht in der EU
ein Hoffnungsträger für Arbeitnehmer?
von Wolfgang Däubler

Das EG-Arbeitsrecht betrifft nur einen kleinen Teil des Arbeitnehmerlebens.
Es beschränkt sich im wesentlichen auf Gleichheits- und Anhörungsrechte.
Die Rechtsprechung des EuGH hat allerdings eine Reihe neuer Akzente ge-
setzt.

Die Gemeinschaft muß der Sozialpolitik einen sehr viel höheren Stellenwert
einräumen, will sie nicht mittel- und langfristig ihre Existenz aufs Spiel setzen.
Die Auseinandersetzungen um den Maastrichter Vertrag haben gezeigt, wie
schwach noch immer ihre Akzeptanz in weiten Teilen der Bevölkerung ist.

Eine umsichtig konzipierte Sozialpolitik schafft keine Wettbewerbsnachteile,
sondern fördert die Innovationsfähigkeit der Wirtschaft.

Die rechtlichen Instrumente zur Schaffung von sozialem Schutz sind verfügbar.

Gewerkschaften müssen EU-weit handeln können. Nur wenn sie auf dieser
Ebene die Interessen der Arbeitnehmer zur Geltung bringen, wird die Akzep-
tanzproblematik von den Entscheidungsträgern wirklich ernst genommen.

Zusammenfassung

l. Das heute geltende EG-Arbeitsrecht ist im

wesentlichen in den 70er Jahren entstanden. Le-

diglich im Arbei-tsschutz und durch die RichÜi-

nie über Europäische Betriebsräte wurden
auch später noch wichtige neue Vorschriften

erlassen. Die Rechtsprechung des EuGH hat al-

lerdings durchgehend einen integrations-

freundlichen Standpunkt eingenommen. Durch

die weite Auslegung der vorhandenen Vor-

Schriften sind so eine Reihe neuer Akzente ge-

setzt worden. Allerdings sollte die aktueüe

Bedeutung des EG-Arbeitsrechts nicht über-

schätzt werden: Rund 95% aller Probleme des

Arbeitslebens werden weiter auf Grundlage

rein nationalen Rechts entschieden,

2, Inhaltliche Schutzvorschriften sind die Aus-.

nahmen, Das EG-Arbeitsrecht beschränkt sich

im wesenüichen auf die Gleichbehandlung von

EU-Ausländem sowie von Mann und Frau. Es

räumt dem einzelnen und den tnteressenvertre-

tungen zwar eine Reihe von Konsultationsmög-

Uchkeiten ein, ohne allerdings die bestehenden
Entscheidungsstrukturen auch nur im entfemte-

sten anzutasten.

3. Mehr europäische Sozialpolitik würde
nicht nur die Ungleichheit von Lebenschancen

korrigieren, sondern auch die Gemeinschaft

als solche starken. Angesichts des bestehen-

den Demokratiedefizites und der mangelnden
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Transparenz der Entscheidungs ablaufe in der

EU benötigt die Gemeinschaft zusätzliche Mit-

tel, um die für üiren Fortbestand notwendige

breite Akzeptanz zu schaffen. SolLte die Wäh-

mngsunion zustan.dekommen, werden sich die

Probleme noch verschärfen.

4. Bessere Sozialstandards führen nicht not-

wendigerweise zu höheren Kosten. Auch wo

dies der Fall ist, ergibt sich typischerweise die

Frage, ob die zusätzliche Kostenbelastung

nicht durch Optimierung an anderer Stelle aus-

geglichen werden kann.

5. Der EG-Vertrag sowie das Maastrichter

Abkommen über die Sozialpolitik enthalten

zahlreiche Ennächtigungen zu arbeits- und so-

zialpoütischen Maßnalimen. Sie auszuschöpfen

ist eme Frage des politischen Wülens.

6. Die für 1996 anstehende Reform des EG-

Vertrages könnte insbesondere emen Katalog

sozialer Gnmdrechte bringen. Sie könnte zu-

dem die Gemeinschaft auf das Ziel festlegen,
eine "Eiriheitüchkeit der Lebensverhältaisse"
für die Bürgerinnen und Bürger in den ver-

schledenen Mitgliedsstaaten anzustreben.

7. Gewerkschaffliche Handlungsfähigkeit auf

EU-Ebene ist wie auf nationaler Ebene entschei-

dende Voraussetzung dafür, daß die Dinge in

Bewegung kommen, Eine grenzüberschreiten-

de Koordinierung der wichtigsten Aktivitäten,
insbesondere der Tarifverhandlungen, scheint

die aussichtsreichste Strategie zu sein. Engere

Formen der Zusammenarbeit bleiben emer fer-

neren Zukunft vorbehalten.

8. Die Aufnahme mittel- und osteuropäischer

Staaten in die EU würde auch die Sozial- und

RegionalpolitLk der Union in ihrer jetzigen
Form überfordem, Eine Aufnahme ist kursfri-

stig nicht möglich. Sie sollte aber durch
Handelserleichterungen und gezielte Industrie-

fördenmg entsprechend vorbereitet werden,

^^^

l. Die Sozlalnolitik - noch immer
ein Stiefklnd der Europäischen
Integration

Nach 12 Jahren Dornröschenschlaf...

Schon der Start war sehr zögerlich. Wer sich

die Aufgabe stellt, die sozialpolitischenAktivitä-

ten der Gemeinschaft in den Jahren 1958-1970
zu beschreiben, braucht sich nicht sehr zu mü-

hen, Bis auf zwei Verordnungen, die die Be-

nachteüigung von Wanderarbeitnehmem m

der Sozialversicherung ausschließen sollten,

herrschte fast durchweg Funkstille Die Pro-

Uamation des Art, 117 Abs, l EWG-Vertrag

(„die Mitgliedstaaten sind sich über die Not-

wendigkeit einig, auf eine Verbesserung der

Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeits-

kräfte hinzuwirken und dadurch auf dem Wege
des Fortschritts ihre Angleichung zu ermögli-

chen") blieb unbeachtet. Der Europäische So-

ziatfonds verwaltete in relativ kleiner
Dimension seine Mittel und sah sich 1965 mit

der Frage konfrontiert, angesichts verschwin-

dend geringer Arbeitslosigkeit nach neuen Be-

tatigungsfeldem suchen zu müssen,

...Aufbrach zu neuen Ufern in den

70er Jahren

Mit dem Pariser Gipfel von 1972 änderte sich

die Situation grundlegend. Auf der Basis ei-

nes vom Rat 1974 beschlossenen Aktionspro-

gramms wurden zahlreiche Richtlinien

erlassen, die bis heute den Kein des Europäi-

sehen Arbeitsrechts ausmachen, Dies sind:

- Die LohngleichheitsrichÜinie vom

10.Februar 1975,

die GleichbehandlungsrichÜmie vom

9. Februar 1976,

- die Richtlinie über die Gleichbehandlmg

von Männern und Frauen un Bereich der so-

zialen Sicherheit vom 19. Dezember 1978,

die MassenenÜassungsrichÜmie vom

17.Februar 1975,
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- die Richüinie über die Walunng der Arbeit-

nehmeransprüche beim Übergang von Un-

temehmen. Betrieben oder Betriebsteüen

vom 14, Februar 1977,

die InsolvenzrichÜmie vom

20. Oktober 1980.

Aus Arbeitnehmersicht läßt sich unschwer von

den „goldenen 70em" sprechen - auch wenn

damals bei Gewerkschaften! eher Enttäu-

schung darüber vorherrschte, daß die sehr

viel weitergehenden Vorstellungen des sozial-

politischen Aktionsprogramms nicht verwirk-

licht wurden. Dort war von umfassender

Humanisierung der Arbeitsbedingungen und

tiefgreifender DemokratLsienmg der Betriebe

die Rede gewesen.

Die britische Blockadepolitik...

Mit dem Ende der 70er Jahre begann die drit-
te Phase, die der Stagnation. Äußerer Anlaß

war der Regierungswechsel in Großbritannien.

Premienninisterin Margaret Thatcher präsen-

tierte das radikalste Deregulierungsprogramm

des Jahrhunderts und hätte sich selbst vöüig un-

glaubwürdig gemacht, hätte sie auch nur die

kleinsten Brüsseler Regulierungsversuche ge-

stützt. So scheiterten aüe Initiativen der EG-

Kommission - etwa über einen Mmdestschutz

bei Leiharbeit, befristeter Arbeit und Teilzeitar-
beit - am britischen Veto. Mehrheitsentschei-

düngen ließ der EWG-Vertrag in seiner

damaligen Fassung aufsozialpolitischem Ge-

biet nicht zu.

Das „Weißbuch Binnenmaj-kt" von 1985,

das für die Gememschaft insgesamt einen neu-

en Integrationsschub bringen sollte (\md auch

weitgehend brachte), klammerte die Sozial-

politik und das Arbeitsrecht ausdrücklich
aus. Immerhin war es möglich, in die Einheit-

liche Europäische Akte zwei sozialpolitische
Bestimmungen aufzunehmen;

- Art, 118a EWG-Vertrag ermöglichte zum ei-

nen auf dem Gebiet der ,,Arbeitsumwelt",

insbesondere im Arbeitsschutz, Mehr-

heitsentscheidungen im Rat.

~ Zum anderen ermächügte Art. 118b die

Kommission, den sozialen Dialog zwischen

Gewerkschaften und Arbeitgebern auf der

Ebene der Gemeinschaft zu fördern, der

auch zum Abschluß von ,,Verem]3aTungen"

ftüiren könne.

Im übrigen büeb es beim Etnstimmigkeitsprin-

zip, was der neue Art. lOOa Abs. 2 EWG-Ver-

trag noch emmal ausdrücklich bekräftigte,

.. .und ihre Überwindung durch eine Poli-

tik der kleinen Schutte

Die Stagnation wurde nicht aüein mit Hilfe der

neuen Bestimmungen überwunden. In den Ge-

werkschaften wuchs das Bewußtsein, Europa

nicht mehr einfach beiseite lassen zu können

und sich weiter traditionellen tanfpolitischen
Aufgaben zu widmen. Die bisweüen sehr hoch

eingeschätzten Risiken des Binnenmarkts führ-

ten dazu, daß immer stärker sozialpohtische

Korrekturen verlangt wurden. Man kann inso-

weit von einer vierten Etappe, die der klei-

nen Schritte sprechen, die bis zum Inkraft-

treten des Maastrichter Vertrages im Jahre

1993 dauerte. Im Mittelpunkt der Diskussion

stand die Forderung nach einem europaweit

geltenden,.sozialen Sockel" oder - davon nicht

immer deutlich unterschieden - die Garantie

sozialer Grundrechte in der Gemeinschaft. Die

Resultate blieben gleichwohl erheblich hinter

den Erwartungen zurück:

Die Gemeinschaftscharta der sozialen

Grundrechte der Arbeitnehmer vom De"

zember 1989 wurde nur von 11 (ohne

Großbritannien) der 12 Mitghedstaaten ge-
tragen. Sie enthält lediglich eine politische

Erklärung und keine rechtlich verbindlichen
RegeLn. Gleichwohl hat die Chaita erhebli-
ehe Bedeutung im politischen Diskurs er-

langt; faktisch liefert sie eine wichtige
Legitimaüonsbasis für weitere Initiaüven.

Die Rahmenrichtlinie Arbeitsschutz
von 1989 sieht einen weitgehenden, auch

über das deutsche Recht hinausreichenden

Gesundlieitsschutz am Arbeitsplatz vor,

doch ist die praktische Umsetzung durch
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die Mitgliedstaaten - diplomatisch ausge-

drückt - noch nicht sehr weit gediehen.

Die Nachweisrichtlinie von 1991, die den
Arbeitgeber verpflichtet, spätestens zwei Mo-

nate nach Arbeitsantritt die wesenüichen Ar-

beitsbedingungen schrifüich zu bestätigen, ist
nur teilweise m nationales Recht umgesetzt.

Die Richtlinie über die Arbeitszeit von

1993 enthält wegen ihrer zahlreichen Aus-

nahmebestimmimgen entgegen dem ersten

Anschein nur sehr bescheidene Schutzstan-

dards. Immerhin hat sie dazu gefüJnrt, daß in

Deutschland der gesetzliche Mmdesturlaub

von drei auf vier Wochen pro Jahr erhöht

wurde.

Im Zusammenhang mit der Realisierung des

Bmnenmarktprogramms wurde der Sozial-

fonds reformiert, mit den anderen Fonds

besser verzahnt und mit deutlich mehr Mit-

teln ausgestattet.

Veränderungen durch Maastricht

Mit dem Inkrafttreten des Maastrichter

Vertrages haben sich die Spieüregeln im Be-

reich der Sozialpolitüc verändert. Auf der einen

Seite verlangt das in Art. 3b des (nunmehr so

genannten) EG-Vertrages verankerte Subsidia-

ritätsprinzip, daß die Gemeinschaft nur dort

eingreift, wo weder die Mitgliedstaaten noch
die Sozialpartner eine angemessene Lösung

zustandebrmgen können. Auf der änderen Sei-

te sieht das Maaslrichter Protokoll über die

Sozialpohtik vor, daß die Mitgliedstaaten -

unter AuskLammerung von Großbritannien -

auf fast aüen Gebieten des Arbeits- und Sozial-

rechts einstimmig oder mit Mehrheit Richtlinien

erlassen können.

Davon wurde erstmals un September 1994 mit

dem Erlaß der Richtlinie über Europäische
Betriebsräte Gebrauch gemacht. Sie betrifft

ca. l ,500 gememschaftsweit tätige Konzerne

und ergänzt die nationalen Systeme der Late-

ressenvertretung,

Das „Weißbuch Europäische Sozialpoli-
tik" vom Juli 1994 hat zu einem „mittelfristigen

sozialpolitischenAktionsprogramm" der Kom-

mission für die Jahre 1995-1997 geführt, Des-
sen allgemein gehaltene Fonnulierungen

vermögen aber kaum Impulse zu geben. Die

Tatsache, daß das ,,Weißbuch Binnenmarkt"

fast 10 Jahre früher als das „Weißbuch Sozial-

politik" beschlossen wurde, ist zudem mehr als

nur äußerliche Symbolik.

Der Europäische Gerichtshof als Motor
der Integration

Das europäische Arbeits- und Sozialrecht als

zentraler Teil der Sozialpolitik wäre unvoUstän-

dig erfaßt, würde man nur die erlassenen Nor-

men im einzelnen aufzählen. Nicht anders als

im nationalen Bereich existiert auch in der EU

ein beträchtliches Maß an Richterrecht. Die

Entscheidungen des Europäischen Gerichts-

hofs (EuGH) sind von ihrer Wirkung her ande-

ren Rechtsqueüen in der Regel überlegen, da

sie direkt auf konkrete Konflikte ,,durchscIiLa-

gen", Wenn etwa der EuGH entscheidet, ein

Wanderarbeitnebner könne nicht nur seinen

Ehegatten, sondern auch seinen Lebenspartner

mitbringen, so bedarf es keiner nationalen Um-

setzungsakte mehr, die unter Umständen jalire-

lang auf sich warten lassen würden,

Die Rechtsprechung des EuGH läßt sich an-
ders als die Aktivitäten von Kommission und

Rat nicht in fünf unterschiedliche Phasen emtei-

len. Von den Jahren 1958 - 1970 abgesehen.

wo auch aus LuxemJourg nichts Neues zu ver-

melden war, hat der EuGH kontinuierlich ei-

nen „integrationsfaeundlichen" Stand-

punkt eingenommen, den er auch auf anderen

Gebieten verfolgt hat. Dies bedeutet insbeson-

dere. daß er dem Gememschaftsrecht eine

eher weite Auslegung gab - allerdings nur, so-

weit im konkreten Fall ausreichend deuüiche

Vorgaben im geschriebenen Recht vorhanden

waren.

Wichtig für die weitere Entwicklung war insbe-

sondere die sog Defrenne H-Entscheidung

von 1976, wonach der Grundsatz der Lohn-

gleichheit von Mann und Frau bei gleicher Ar-

beit, den Art. 119 EWG-Vertrag festlegt, nicht

nur den einzelnen Mitgliedstaat,
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die Arbeitsvertragsparteien bindet. Ähnlich
weitreichende Wirkungen hat die sog. Christel

Schmidt-Entscheidung von 1994, die einen

,,BetriebsteilüJ3ergang" auch dann bejahte,

wenn der Erwerber nur eme bestimmte Funk-

tion, nicht aber irgendwelche Gegenstände

oder einen Kimdenkrels übernahm: Auch in

diesem Faü gehen die Arbeitsverhalüusse der

bisher m diesem Bereich tätigen Arbeitnehmer

auf den Erwerber über,

Wesentliche Bedeutung besitzt weiter die
Rechtsprechung zur mittelbaren Diskrimi-

nierung wegen des Geschlechts. Da Teüzeit-

kräfte in vielen Mitgliedstaaten überwiegend

Frauen sind, ist eine Schlechterstellung gegen-

über Voüzeitkräften nur dann zulässig, wenn

ein dringendes sozialpolitisches oder untemeh-

merisches Bedurfnis dafür spricht, das nichts
mit dem Geschlecht zu tun hat und das auf an-

dere Weise nicht befriedigt werden kann.

Meist fehlt es an dieser Voraussetzung, so daß

beispielsweise die Ausklammerung von Teil-

zeitkräften mit bis zu 10 Wochenstunden aus

der LohnfortzaUung im Krankheitsfall hinfällig

geworden ist,

Die Gemeinschaft agiert nur auf einem

sehr schmalen Feld

Richtlinien, Gerichtsentscheidungen, Aktions-

Programme und ähnliches können leicht den

Eindruck erwecken, die Aktivitäten der Ge-

meinschaft hatten sich auf den Gesamtbereich

der abhängigen Arbeit erstreckt. Die Wirklich-

keit sieht anders aus. Mindestens 95 % aller

Probleme des Arbeits- und Sozialrechts

werden weiter auf der Grundlage rein na-

tionalen Rechts entschieden. Ob es um das

Fragerecht des Arbeitgebers bei der Einstel-

lung, um Rechte und Pflichten aus dem Arbeits-

Verhältnis, um Kranken- und UnfaUver-

Sicherung oder um Kundigungsschutz samt Auf-

hebungsvertrag undAusgleichsquittung geht -

überall ist die Bezugsgröße aüein die einzel-

staatliche Rechtsordnung. Erst recht gilt dies

für die Stellung der Gewerkschaften, für den
Abschluß von Tarifvertragen und den Arbeits-

kämpf sowie für Betriebsverfassung und Unter-

nehmensmitbestimmung. Das Arbeits- und

Sozialrecht der Gemeinschaft deckt nur

einige kleine Bereiche ab.

Nicht anders verhält es sich mit dem fmanziel-

len Aufwand für Maßnahmen zur Bekämpfung

der Arbeitslosigkeit; das Schwergewicht liegt
auch hier beim Nationalstaat, nicht bei den

Brüsseler Instanzen. Auch die vom Gemein-

schaftsrecht durchdrungenen Bereiche wie die

Gleichberechtigung von Mann und Frau am Ar-

beitsplatz sind keineswegs ,,rein europäisch".

Selbst wenn die Interpretationshoheit beim

EuGH liegt - die Umsetzung der Normen er-

folgt im Rahmen spezifischer nationaler
Rechtskulturen Dies bedeutet, daß im Ex-

tremfaU eine Bestimmung im Land A das Ver-

halten aüer Beteiligten bestimmt, während sie
im Staat B über eine Gesetzbuchexistenz nicht

hinauskommt, weil Konflikte dort nur ausnahms-

weise nach rechüichen Maßslaben ausgetra-

gen werden.

Unterschiedliche Bedeutung haben oft auch die
sozialen Bereiche, die von EU-Regeln erfaßt

werden. So spielt etwa die Teüzeitarbeit - in

Deutschland Paradestück einer neuen Gleich-

berechtigungspolitik - m Griechenland nur
eine recht geringe Roüe. Die dortigen Formen

der Diskrimmienmg von Frauenarbeit - etwa

der Einsatz als „mithelfende Famüienangehöri-

ge" in der Landwirtschaft - werden vom Ge-

meinschaftsrecht überhaupt nicht erfaßt.

Das EG-Arbeitsrecht hat nicht nur fragmentan-

sehen Charakter; es weist auch mhalüich eim-

ge Besonderheiten auf. Sein Schwerpunht

liegt in „Gleichheitsrechten". Wanderarbeit-

nehmer und emheimische Arbeitskräfte, Män-

ner und Frauen werden gleichbehandelt. Dies

sagt nichts darüber aus, wie hoch das Schutzm-

veau insgesamt ist. Die Gleichheit ist auch

dann gewalirt, wenn eine Anpassung an das Ni-

veau der schLechtergesteüten Gruppe erfolgt.

Derartiges ist zwar bisher im europäischen Zu-

sammenhang nicht geschehen, doch hat es der

Arbeitgeber Z.B. bei freiwilligen Sozialleistun-

gen in der Hand, durch Anpeüen eines mittle-

ren Niveaus eine kostenneutrale Realisierung

des Gleichheitssatzes zu erreichen. Auch die

Wahrung der erworbenen Rechte im FaÜe des

Übergangs von Betrieben und Unternehmen ist
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hende Schutz beschaffen •

Neben den „Gleichheitsrechten" faüen and^©-'r

Normen nur wenig ins Gewicht. Das EG-Ar-

beitsrecht enthält eine Reihe von Verfahrens-

Vorschriften, die den Arbeitgeber verpflich-

ten, vor bestimmten Maßnahmen wie Z.B, Mas-

senentlassungen die Arbeitaehmenrertretung

zu konsultieren, Auch die Richtlinie über Euro-

päische Betriebsräte geht über ein solches Ein-

geschaltetwerden nicht hinaus, An der Ent-

scheidungskompetenz des Arbeitgebers än-

dert sich nichts; es hängt allein von seiner Ein-

Schätzung ab, ob sich das VotLim der Arbeit-

nehmervertreter irgendwie in einer Verbesse-

rung der Arbeitsbedingungen niederschlägt.

Substantielle Standards sind die AusnaJmie.

Sie sind entweder auf einem ganz niedrigen Ni-

veau angesiedelt (ArbeitszeitrichÜmie) oder
sie gehören zu dem einen Ausnahmesektor, in

dem alles anders zu sein scheint; Im Arbeits-

schutzrecht ist die Gemeinschaft - gestützt

auf den genannten Art. 118a des Vertrags - der

Vorreiter tn der rechtlichen Normierung. Die

Rahmenrichtlinie von 1989, aber auch die Richt-

linien über Bildschirmarbeitsplätze und das He-

ben und Tragen von Lasten gehen erheblich

über den deutschen Schutzstandard hinaus,

Die bislang unterbliebene Umsetzung in
Deutschland ändert nichts daran, daß es eines

Tages doch dazu kommen wird.

Der Markt verträgt eher

Gleichheitsrechte

Wie ist dieser spezifische Charakter des EG-

Arbeitsrechts zu erklären? Das vorherrschen

der Gleichheitsrechte fmdet eine Parallele im

Arbeitsrecht der USA, das in diesem Sektor

Vorbüd für andere war, das jedoch nur minima-

le gesetzliche Standards im Bereich Lohn und

Gesundheitsschutz kennt. Die Betonung markt-

wirtschaftlicher Prinzipien m beiden Ordnun-

gen legt es nahe, auch im Arbeitsrecht nur

solche Normen zu entwickeln, deren Wirkun-

gen zumindest langfristig kostenneutral sein

werden.

rbeitsscbutzes erklärt sich

ä^unktionsprinzipien des Ge-

Etes".Q©r freie Warenverkehr

&tigt sein, würden arbeits-

schut^eeiäifliahe Nonnen sehr weit auseman-

deridaffen und so den Einsatz von bestimmten

Produkten wie Z.B. Maschinen in den einzelnen

Mitgliedstaaten erschweren.

Die gleiche Grundkonstellation ist auch

für den bruchstückhaften Charakter des

EG-Arbeitsrechts verantwortlich. Das Rmktio-

nieren der Märkte für Waren und DienstleisturL-

gen leidet nicht darunter, daß in den einzelnen

Mitgliedstaaten unterschiedliche Sozialstan-

dards bestehen, solange andere Standortfakto-

ren beispielsweise hohe Lohnkosten ausglei-

chen, Das Beispiel anderer Bmnenmärkte wie

der der USA oder Kanadas zeigt, daß es keine

wirtschaftliche Notwendigkeit zur Schaffung

einheitlicher arbeitsrechtiicher Strukturen gibt,

Insoweit liegen die Dinge völlig anders als z. B.

im Wet&iewerbsrecht, wo eine verträglich ver-

einbarte Abschottung nationaler Märkte dro-

hen konnte und wo gememschaftsrechüiche

Regeln bis hm zur Fusionskontroüe bestehen

und deshalb ein hohes Maß an Europäisierung

sowie EmheiÜichkeit existiert. Das "Stief-

hind"-Dasein der Sozialpolitik hat seine

durchaus nachvoüziehbaren wirtschaftli-

chen Gründe.

Dazu kommen politische Ursachen; Sehr vLe-

le arbeitsrechüiche Normen sind in den natio-

nalen Traditionen tiefverwurzelt. Ihre

Harmonisierung oder gar Aue Vereinheiüi-

chung würde bei den Betroffenen keinerlei Ak-

zeptanz finden, So ist es etwa schwer vor-

stellbar, einen deutschen Betriebsrat durch ein

,,shop stewards' committee" zu ersetzen, oder

umgekehrt die Betriebsverfassung nach

Großbritannien zu exportieren. Ähnliches gilt

für die Art und Weise sowie die Gegenstände

von Tarifverhandlungen oder für die Existenz

selbständiger Arbeitsgerichte, Auch betrach-

ten bestimmte Mitgliedstaaten üire relativ nied-

rigen Sozialstandards als Wettbewerbsvorteil,

den sie sich nicht durch eine Initiative der Ge-

meinschaft nehmen lassen wollen,
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2. Mehr Europäische Sozialpolitik ist
notwendig

Die lineare Fortschreibung der bisherigen Ent-

wlcklung erscheint inakzeptabel, weü dies mit-

tel- bis langfristig die Existenz der Gemein-

schaft gefährden würde.

Sozialpolitik stützt sich ü'aditionellerweise auf

den Gedanken des sozialen Schutzes: Dem

Schwächeren soU- geholfen, die Ungleichheit

von Lebenschancen korrigiert werden. Da-

mit allein läßt sich jedoch nicht rechtfertigen,
daß Sozialpolitik ganz oder auch nur teüweise
auf europäischer Ebene stattfmden muß, Die

Nationalstaaten sind durchaus in der Lage, die

jeweils gebotenen MaßnaJnmen zu treffen. Da-

bei können sie den nationalen Traditionen so-

wie auch den Möglichkeiten der eigenen
VoUowirtschaft Rechnung tragen. Gleichzeitig

konnten sie sich mit den Forderungen der na-

tionalen Gewerkschaftsbewegung angemes-

sen auseinandersetzen und diejenige Ent-

Scheidung treffen, die am ehesten Akzeptanz

finden wird. Auch von den materiellen Ressour-

cen und den damit verbundenen Handlungs-

Spielräumen her liegt jedenfalls bislang ein
solcher nationalstaatlicher Weg näher.

Gleichwohl wäre eine Beschränkung auf diese
Sicht verhängnisvoll. Sie würde außer acht las-

sen, daß die EU auf die Zustimmung der

großen Mehrzahl ihrer Bürger angewie-

sen ist und daß sie diese Zustimmung nur

durch die Inhalte ihrer Politik erreichen kann.

Um Akzeptanz bei ihren Bürgern zu fmden, be-

sitzt die EU von vornherein schlechtere Kar-

ten als ein traditioneüer Nationalstaat. Ihrer

Kompetenz nach steüt sie sich auch nach

Maastricht lediglich als ,,Staatsfragment" für

wesentliche Teile der Wirtschaft dar. Sie kann

jedoch aus rechtlichen und/oder politischen

Gründen auf vielen anderen Sektoren wie der

Außen- und der Innenpolitik keine eigenständi-

gen verbindlichen Beschlüsse fassen. Dies be-

deutet, daß die EU weniger „öffentliche
Güter" liefert als der traditionelle National-

Staat. ,,Right or wrong it's my country" mag in

vielen Mitgliedstaaten noch immer die Devise

sein (die ein neuerwachter Naüonalismus ger-

ne em wenig überdreht), ein Wahlspruch

„nght or wrong it's my Community" bewegt

sich am Rande der Lächerlichkeit.

Der zweite Nachteü liegt m dem offensichüi-

chen und viel beschworenen Demokratiede-

fizit. Das direkt gewählte Europäische

Parlament hat kein Recht zur Gesetzesinitiative;

es kann lediglich auf bestimmten Gebieten

blockieren, was andere Organe realisieren

wollen. Das wirkliche Entscheidmgs Zentrum,

der Ministerrat, ist zwar mitteDoar demokra-

tisch legitimiert, entzieht sich jedoch häufig der
tatsächlichen Kontrolle durch die nationalen

Parlamente, Die ,,Rückkoppelung" zu den Bür-

gern ist von Zufallen und demokratischen

Grundhaltungen der maßgebenden Funktions-

träger abhängig.

Das Fehlen demokratischer Strukturen wird

zum dritten durch mangelnde Transparenz

der Entscheidungsabläufe verschärft; die
Kontrolle durch Medien und Öffentlichkeit fnnk-
tioniert nur in eingeschränktem Maße. Ent-

Scheidungen werden in einem komplizierten

Verfahren und häufig unter Ausschluß der Of-

fenüichkeit getroffen. Die Produktion von

Rechtsakten etc. ist zwar im ,,Amtsblatt" nach-

zulesen, jedoch von einer so überwältigenden

Massenhaftigkeit, daß der einzelne erst recht

nicht weiß, wo er nun die in bestimmten Zusam-

menhängen wichtigen Informationen fmden

könnte.

Dazu kommt, daß der Wahmehmungshori-

zont vieler Bürger noch immer auf den Natio-

nalstaat und seine Politik konzentriert ist,

während das, was in Brüssel bei der EU oder in

Straßburg beim Europarat passiert, im Grunde

eme Realität zweiter Klasse ist. Beide Faktoren-

die abgeschirmten Entscheidungsprozesse

und die Dispositionen der einzekien Bürger -

führen dazu, daß das Geschehen aufEU-Ebe-

ne den meisten weiterhin als ein „Buch mit sie-

benSiegeü-i" erscheint,

Alle drei Besonderheiten der EU bleiben dann

vergleichsweise folgenlos, wenn keine wesent-

lichen Konflikte auftreten und es im Grunde nur
darum geht, Wachstum zu stimulieren und

Reichtümer zuverteüen. Allerdings: Spätestens
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seit 1974 ist die „Schönwetterperiode" vorbei

und die Dinge stauen sich anders dar. Wo es

um. die Verwaltung des Mangels geht, wird

auch hinter verschlossenen Türen hart ge~

kämpft. Die Gemeinschaft verliert nicht nur

deshalb an Ansehen, weil sie bestimmten.

Gruppen der Bevölkerung wie Z.B. den Land-

Wirten ,,wehtun" muß; sie büßt auch dadurch

zusätzlich Legitinütät ein, daß die Schwerfällig-

keit ihrer Entscheidungsprozesse deutüch wird

und daß nationale Egoismen erneut zur Gel-

tung kommen, aus denen Gegen-Egoismen

dann üu"e Berechtigung ableiten. Der Minister-

rat ist kein ,,Monarch", sondern eher ein Rat

der (nunmehr) 15 „Kurfürsten", die sich nur

mühevoll auf der Basis des kleinsten gemeinsa-

men Nenners verständigen.

Schon das "Projekt Binnenmarkt" hat die

Legitimationsprobleme eher verschärft,

Auch in den nationalen Öffentlichkeiten üraten
die Brüsseler Instanzen sehr viel stärker als ei-

gene Entscheidungsträger m Erscheinung, mit

deren Verhalten sich bestimmte Hof&iungen

und Befürchtungen verknüpften. Dies bedeute-

te, daß sich Enttäuschungen und wirtschaftliche
Nachteüe eher stärker, als dies vorher der Fall

war, in einer „Europaverdrossenheit" meder-

geschlagen haben. Der Aufschwzmg nationalis-

tischer Bewegungen in verschiedenen Mit-

gliedstaaten tut ein übriges: Die VoLksabstim-

mungen in Dänemark, aber msbesondere auch

das nur sehr knapp zugunsten des Maastrich-

ter Vertrages ausgegangene französische Refe-

rendum machen deutlich, wie schwach die

Basis ist, auf der sich die EU bewegt.

Den beschriebenen Legittmationsproblemen

kann auf zwei verschiedenen Wegen begegnet

werden:

Man kann einmal versuchen, die vorhande-

nen Defizite zu beseitigen. Dies war und ist

das Ziel derjenigen, die eine politische
Union schaffen woüen: Diese hätte ein de-

mokmtisch gewähltes Parlament mit den üb-

lichen Gesetzgebungskompetenzen, einen

Grundrechtskatalog sowie vergleichbar

transparente Strukturen wie ein National-

slaat. Bis auf weiteres erscheint ein solches

Vorhaben jedoch nicht durchsetzbar. Die

AuseinanäeFs^tzuncren um den Maastrich-

ter Vertrag haben deutiich gemacht, daß

hier gewissermaßen die äußerste Grenze

dessen erreicht war, was man den Mitglied-

Staaten und ihren Völkern an Integration

(und damit an Souveränitätsverzlcht) noch

zumuten konnte. Entgegen dem ersten An-

schein war die Gefato in Deutschland am

größten: Die Maastricht-Entscheidung des

Bundesverfassungsgerichts ging gewisser-

maßen um. Zentimeter an einer Verwerfung

des Unionsvertrages und damit an einer Ka-

tastrophe für die Gemeinschaft vorbei.

In dieser Situation bleibt im Grunde gar

kein anderer Ausweg als der, das europäi-

sehe Einigungswerk zu einem (wirtschafl-

lichen) Erfolg für alle zu machen, Dies

bedeutet, daß die Organe der Gemein-

schaft nicht allein als Verursacher von Pro-

blemen m Erscheinung treten dürfen,

sondern daß ihre Wirtschafts- und Sozialpo-

litik für die große Zahl der Bürger als etwas

positives erscheinen müssen, als eme

Größe, mit der man sich prinzipiell, identifi-

zieren kann. Zu den Erwartungen, die die

Bürger an die EU haben, gehört aber auch
em sichtbares Stück Sozialpolitik Ein
,,Europa der Konzerne" oder eine ,,Brüsse-

ler Industrie- und Handelskammer" vermö-

gen nur recht wenige als „eigenes" zu

verstehen. Die Gemeinschaft mag es sich

leisten können, von vielen Landwirten als

Totengräber ihrer wirtschaftlichen Existenz
betrachtet zu werden - dieselbe Haltung

bei der Mehrheit der aktiven Bevöücerung
wäre eine Herausforderung, der die EU mit

Sicherheit nicht gewachsen wäre.

Die Währungsunion wird die Probleme
verschärfen

Nehmen einige oder alle Mitgliedstaaten an
der geplanten Währungsunlon teü, entsteht für

die Betroffenen eine neue Situation. Der wirt-

schaftliche Handlungsspielraum der Mit-

gliedstaaten wird stark vermindert

Länder, deren Produktivität weniger als die an-

derer Mitgliedstaaten wächst, haben nicht

mehr die Möglichkeit, durch Änderung des
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Wechseücurses ihren Export zu schützen, Um

mit den Produktiveren konkurrieren zu kön-

nen, müssen andere Wege gegangen werden.

Die Gewährung von Subventionen ist kaum ein

taugliches Mittel, da die Art, 92 ff. des EG-Ver-

träges hier sehr enge Grenzen ziehen und

überdies die offentiiche Verschuldung be-
stimmte Richtwerte nicht überschreiten darf.

Soweit der Produktivitätsrückstand nicht kurz-

fristig durch verstärkte Rationalisienmgsmaß-

nahmen aufhebbar ist, entsteht ein enormer

Druck zur Senkung der Arbeitskosten

Mangels anderer Alternativen kann nur noch

hier eingespart werden. Kommt es dazu, ist die

Verursacher-RoÜe der Gemeinschaft relativ

deutlich; Proteste werden sich deshalb nicht
mehr primär an den Nationalstaat, sondern an

diese seDost richten.

EU-Sozialpolitik muß keine Wettbewerbs-

nachfeile schaffen

Das Iraditioneüe Argument gegen jede Form

von Sozialpolitik, gegen arbeitsrechüiche
Schutznomien und sozialrechüiche Absicherun-

gen ist der Hinweis auf die Kostenbelastung
und den dadurch bewirkten Nachteil im Wett-

bewerb. Innerhalb der EU spielt dies in zwei

Zusammenhängen eine RoUe:

Erstens können bestimmte Gememschafts-

Standards die wirtschaftlich weniger ent-

wickelten Mitgliedstaaten überfordern

und ihnen insbesondere den komparati-

ven Kostenvorteil billiger Arbeitskräf-

te nehmen.

Zweitens können Sozialkosten die Wettbe-

werbsfähigkeit der Gemeinschaft auf

dem Weltmarkt in Frage stellen. Dies gilt

nicht nur im Verhältnis zu Japan und Nord-

amerika, sondern auch m Relation zu ande-

ren Ländern, deren minimale Lohnkosten

einen enomien Vorsprung bewirken,

Eine Antwort kann nur differenziert ausfaüen.

Sie bezieht sich zugleich auf die sozialpoliti-

sehen Wirkungen der EuGH-Rechtsprechung,

die in besonderem Umfang der Kritik ausge-

setzt war.

Sozialstandards sind zum einen nicht im-

mer mit Kosten verbunden. Meinungsfrei-

heit am Arbeitsplatz, Beschwerderecht der

Arbeiüiehmer oder Transparenz bei der Fuh-

rung von Personalakten sind keine Regeta, die

zusätzliche wirtschaftliche Aufwendungen er-

fordern.

Zum anderen gibt es - auch aus einzelwirt-

schaftlicher Sicht - eine Reihe von Maßnalimen,

die zwar zunächst Kosten verursachen, gleich-

zeitig jedoch zummdest in naher Zukunft
Nutzen stiften. So mag die Mitbeslimmung

durch eine betriebliche Interessenvertretung

einerseits Kosten verursachen, andererseits ist

sie jedoch ein wichtiges Mittel, um vorhandene

Konflikte im Betrieb zu erkennen und ggf. zu

Regelungen zu kommen, die von Arbeitneh-

merseite auch dann akzeptiert werden, wenn

es dabei einige „Kröten" zu schlucken gut.

Schließlich gibt es zum dritten Sozialstan-

dards, die eine echte Kostenbelashing

darstellen: Ein Arbeitgeber, der kranken Ar-

beitnehmem sechs Wochen lang die Vergü-

tung fortbezahlen muß, steht auf den ersten

Blick schlechter da als sein US-amerikanischer

Konkurrent, der davon im Regelfaü vöUig frei

ist.

Auch hier steüt sich mdes die Frage, ob sich
ein gewisses Maß an sozialer Absichenmg

nicht positiv auf die Arbeitshallung der Beschäf-

tigten auswirkt und dadurch einen (aüerdings
schwer meßbaren) positiven wirtschaftlichen

Effekt herrormft, Weiter ist zu beachten, daß

die Belastung mit Sozialstandards nur ein Fak-

tor in der Gesamtheit der Produktionskosten

ist. Denkbar und u.a. für Deutschland typisch

ist eine Kompensaüon eines relativ hohen Auf-

wands durch die Verfügbarkeit qualifizierter

Arbeitskräfte, eine gut ausgebaute Infrastruktur

und em berechenbares staatliches Verhalten.

Selbst eine Erhöhung vorhandener Sozialstan-

dards kann nur dann korrekt beurteüt werden,

wenn aüe Reaktionsmöglichkeiten der Arbeit-

geberseite in die Betrachtung einbezogen

sind: „Soziale Belastungen" können durchaus
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auch Anlaß sein, die Arbeitsprozesse zu opti-

mieren oder nach neuen Absatzmärkten Aus-

schau zu halten. Der zunächst drohende

Nachteü wird durch Optimierung an ande-

rer Stelle ausgeglichen,

Die prmzipieüe ökonomische Möglichkeit, ver-

bindliche Sozialstandards vorzuschreiben, sagt

nichts darüber aus, in welchem Umfang dies zu

einem gegebenen Zeitpurrict in einem gegebe-

nen Land möghch ist. Bei der ersten und der

zweiten Gruppe von Bestimmungen dürften

sich weniger Schwierigkeiten ergeben als bei
der dritten. In der Tat wäre es etwa für die por-

tugiesische Wirtschaft nicht verkraftbar, müßte

sie von heute auf morgen Lob'ie wie m Dane-

mark oder den Niederlanden zaUen, Auch we-

nlger drastische Veränderungen würden ggf,

eine Uberfordenmg darstellen.

Insoweit wird die Gememschaft auch in Zukunft

gut beraten sein, relativ vorsichtig zu Werke zu

gehen und jeden Schematismus zu vermeiden,

,,Vorsicht" darf jedoch nicht mit Unbeweglich-

keit gleichgesetzt werden; es geht allein um
die Größe der Schritte, die nationalen Volks-

wirtschaften zugemutet werden,

3. Die Instrumente sind verfügbar

Die Gemeinschaft besitzt die rechtlichen Mög-

lichkeiten, um eine aktivere Sozialpolitik zu be-

treiben. Dies gilt sowohl für das Europa der

Fünfzehn als auch erst recht für das Europa der

Vierzehn (ohne Großbritannien).

Die sozialpolitischen Bestimmungen des EG-

Vertrages enthalten - abgesehen von dem auf

die ,,Arbeitsumwelt" gemünzten Art. 118a und

von den Regeln über den europäischen Sozial-

fonds - keine spezifischen sozialpolitischen

Handlungsemiächügungen. Dies zwmgt Kom-

nussion, Parlament und Rat, auf die allgemei-

nen Bestimmungen zurückzugreifen, die

für die Angleichung der nationalen Rechtsord-

nungen und für die Schaffung neuer Rechtsinsü-

tute gelten, die zur Erreichung der Ziele der

Gemeinschaft notwendig sind. Im ersten (Art.

100 EGV) wie im zweiten Fall (Art. 235 EGV) ist

gleichermaßen Einstimmigkeit im Rat erfor-

derlich. Die wichtigsten arbeitsrechüichen

Richtlinien sind bisher auf diese Vorschriften

gestutzt worden.

Auch m Zukunft wird sich daran nichts ändern.

Zwar hat das Bundesverfassungsgericht in sei-

ner Maastricht-Entscheidung eine weite Ausle-

gung dieser Vorschriften ausdrücklich abge-

lehnt und die deutschen Staatsorgane verpflich-

tel, erlassene Rechtsakte der Gemeinschaft

nicht anzuwenden, doch bewegen sich arbeits-

und sozialrechtliche Bestimmungen nicht

außerhalb des Bereichs, der auch bei enger

Auslegung noch von den Ermächtigungsnor-

men erfaßt wird.

Im Europa der Vierzehn sind die rechtlichen

Voraussetzungen sowieso leichter zu erfüüen.

Das Maastrichter Protokoll über die Sozialpoü-

tue läßt praktisch für den Gesamtbereich der

Arbeitsbedingungen mit Ausnahme der Löhne
und des Arbeitskampfrechts gemetnschafts-

rechtliche Regelungen zu, die von den Vier-

zehn einstimmig oder mit Mehrheit getroffen
werden können, Da es dem Maastrichter Proto-

koll ausschließlich um eine Aufhebung der ent-

standenen Blockadesituation und nicht um eine

Kompetenzerweiterung der Gemeinschaft

ging, läßt sich aus den dort ausdrücklich vorge-

sehenen Zuständigkeiten auch auf entsprechen-

de Kompetenzen des Europas der Fünfzehn

schließen.

Sozialpolitüc kann weiter auch durch die euro-

päischen Sozialpartner betrieben werden.

Das Maastrichter Protokoü hat ihre Position
deuüich gestärkt. Sie haben nicht nur das

Recht, steh aus eigenem Antrieb über bestimm-

te Fragen zu einigen, sondern sie sind auch be-

fugt, Initiativen der Kommission an sich zu

ziehen und innerhalb von neun Monaten eine

Einigung zu erreichen, In beiden Fällen können

sie bei der Kommission den Antrag stellen, daß

das Ergebnis ihrer Verhandlungen durch Be-

Schluß des Rats in Gememschaftsrecht über-

nommen wird. Schließlich kann. die Ausführung

von Richtiinien den (nationalen) Sozialpartaem
überlassen werden.
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4. Maastrichl II wird nicht viel Neues
bringen

Die für 1996 vorgesehene Reglerungskonfe-

renz soü die Strukturen der Gememschaft an

die erweiterten Aufgaben und die gewachsene

MitgliederzahL der EU anpassen. Formal geht

es dabei um eine erneute Veränderung des

EG-Vertrags und der anderen Gnmdungsver-

trage und damit um ein Stück europäischer

Verfassungsgebung. Dies schließt es von

vornherem aus, sozialpolitische Einzelregelzm-

gen in die Verhandlungen einbrmgen zu wol-

len, Ernsthaft m Betracht kommen drei Dinge;

- Der EG-Vertrag könnte durch einen Kata-

log von Grundrechten ergänzt werden.

Dabei wäre nicht aüem an traditioneüe Frei-

heiten, sondern insbesondere auch an sozia-

le Grundrechte zu denken wie sie Z.B. vor

kurzem m die belgische Verfassung aufge-

nommen wurden. Dazu gehört u,a, ein uni-

verseUes Recht auf Sicherheit der mate-

rieUen Existenz, das ein als Programm ver-

standenes Recht auf Arbeit, ein Recht auf

Wohnung und ein Recht auf Zugang zum

Gesundheitssystem mit emschließt,

- Ein zweiter nicht weniger wichtiger Grund-

säte könnte in dem Gebot üegen, den Ab-

stand zwischen armen und reichen Regionen

in der Gemeinschaft zu verringern. Was in

Deutschland unter dem Stichwort der "Ein-

heitlichheit der Lebensverhältnisse" gel-

tendes Verfassungsrecht ist und was in der

Gemeinschaft als ,,soziale Kohäslon" noch

reichlich unbestimmt umschrieben ist, könnte

in einem erneuerten EG-Vertrag mit mehr

konkretem Inhalt versehen werden.

Ein dritter Punkt könnte eine weitere rechtli-

ehe VerseLbständigung der Arbeitsbezie-

hungen sein, die bisher nur im sozialen

Dialog nach Art. 118b EGV und in der Zu-

sammensetzmg des Wirtschafts- und Sozial-

ausschusses zum. Ausdruck kommt. Denk-

bar wäre, die Verwaltung der Struktur-

fonds, insbesondere des Sozialfonds zu plu-

ralisieren und Arbeitgeber wie Gewerk-

schaften gleichermaßen an den dort zu

- treffenden Entscheidungen zu beteiligen,

Weiter wäre es sinnvoü, im EuGH spezielle

Spruchkörper fürArbeits- und Sozialrecht

zu schaffen, in denen auch Gewerkschaften

und Arbeitgeber vertreten sein mußten.

Grundgedanke ist nicht aUem die ansteigen-

de ZaIiL von Verfahren, die sich auf europäi-

sches Arbeits- und Sozialrecht beziehen.

Mindestens genauso wichtig ist die Beteüi-

gung der sozialen Gegenspieler, die - wie

nicht zuletzt das deutsche Beispiel zeigt - ei-

nen wichtigen Beitrag zur politischen Akzep-

tanz der Entscheidungen leistet.

Die Chancen, daß diese Vorsteüungen verwirk-

licht werden, sind derzeit nicht übermäßig

hoch. Maastricht I führte um Haaresbreite an ei-

ner Katastrophe für die Gemeinschaft vorbei.

Dies wird die Regierungen veranlassen, bei

dem anstehenden neuen Vertragswerk sehr

behutsam vorzugehen und kerne Veränderun-

gen aufzunehmen, die vergleichbare Risiken

hervorrufen könnten.

Im wesentlichen wird es vermutlich um den or-

ganisatorischen Umbau von Institutionen ge-

hen, etwa um die Frage, ob wirklich jeder Mit-

gliedstaat jederzeit durch mindestens eine Per-

son in der Kommission und im Gerichtshof ver-

treten sein muß. Im übrigen wird man sich an

bestehenden Minimalkonsensen orientieren.

Dies schließt es nicht aus, daß man einen

Gnmdrechtskatalog in den EG-Vertrag auf-

nimmt, doch ist es denkbar unwahrscheinlich,

daß dieser im sozialen Bereich irgendwelche

verbindlichen Vorgaben machen würde. Erst

recht ist die Bereitschaft gering, mit einem Wer-

tetransfer von den reicheren in die ärmeren Re-

gionen wirklich Ernst zu machen; die Schwie-

rigkeiten des Umverteilens innerhalb

Deutschlands bieten hier genügend Anschau-

ungsmaterial. Wenn man wenig Begeisterung

empfindet, für den Landsmann in Leipzig oder

Dessau einen Solidaritätszuschlag zu bezahlen,

wird es anders sein, wenn das ,,Opfer für den

süditalienischen, den griechischen oder den in-

sehen EU-Mitburger zu bringen ist? Am ehe-

sten könnte man sich eine Reform des

Europäischen Gerichtshofs in dem skizzierten

Sinne vorstellen, doch bleibt auch hier das

Problem, daß sich bislang niemand für eine sol-

ehe Veränderung wirklich stark gemacht hat,
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5. Fortschritte in der Sozialpolitik
setzen handlungstähige Interessen-
Vertretungen voraus

So notwendig weitere Aktivitäten der Gemein-

schaft auf sozialpohtischem Feld sind, so wenig

kann man sich darauf verlassen, daß Kommissi-

on, Parlament und insbesondere der Rat dies

rechtzeitig erkennen und auch in der Lage

smd, entsprechend zu handeln. Solange die

Gefährdung der Gemeinschaft nicht noch au-

genfäüiger als in der Gegenwart ist, spielt sie

im Entscheidungsverhalten der Organe nicht
unbedingt eine doinmierende Rolle.

Viel wichtiger ist deshalb in der Praxis die Fa-

higkeit einzelner Gruppen, sich deuthch zu arti-

kulieren und ggf. Druck im nationalen wie un

europäischen Kontext auszuüben. Die Bauem-

verbände smd hierfür ein recht beemdrucken-

des Beispiel. Für Arbeitnehmer, Arbeitslose

und sozial Benachteiligte etc. bedeutet

dies, daß sie nicht allein auf die bessere Em-

sieht der Entscheidungsträger setzen dürfen.

Vielmehr müssen sie selbst handlungsfä-

hig werden, indem sie sich organisieren und

Forderungen entwickeln, die ggf, auch durch

Demonstrationen und andere Formen von

Druck untennauert werden können,

Um dieses Ziel zu erreichen, gibt es zwei denk-

bare Modeüe.

Zum einen kann man den Versuch untemeh-

men, europaweite Mitgliedergewerkschaf-

ten zu schaffen, Man überträgt gewisser-

maßen das im nationalen Bereich existierende

Organisationsmodeü auf die Gemeinschaft. In

dem sehr weitgehend m.temationalisierten Be-

reich der Seeschiffahrt existiert bereits etwas

Ähnliches: Die Internationale Transportarbeiter-

Föderaüon (ITF) nimmt nicht nur nationale Ge-
werkschaften, sondern auch Einzelpersonen

als Mitglieder auf.

Um ein solches Modell zu verallgemeinern,

fehlen jedoch alle subjektiven Vorausset-
zungen. Die heutigen Gewerkschaften leben

stärker als andere Organisationen in einem

rein nationalen Bezugssyslem, was nicht zuletzt

darin deutlich wird, daß selbst ihre führenden

Vertreter nur ausnahmsweise in der Lage sind,

sich in einer anderen als ürrer Muttersprache

zu verständigen. Die abhängige Arbeit ist als

solche viel weniger internationalisiert als die

Konsumsphäre oder das Kapital. Eine IG Me-

tau, die ihre Existenz zugunsten eines europäi-

sehen Metaüarbeiterbundes aufgibt ist

schlechterdings nicht vorsteUbar.

Realistischer erscheint deshalb das zweite Mo-

deü, das die bestehenden Organisationsfor-

men unangetastet läßt, Im Gegensatz zur

bisherigen Praxis kann es aber in Zukunft nicht

mehr ausreichen, daß aufDachverbands- wie

aufBranchenebene im Gnmde nur Spitzerikon-

takte bestehen, die ihren Höhepunkt in Kon-

greßbeschlüssen finden.

Notwendig ist vielmehr eine grenzüber-

schreitende Koordiniemng der wichtig-
sten Aktivitäten, insbesondere der Tarif-

Verhandlungen. Warum sollte es nicht mög-

lich sein, daß die Drucker-, die Textil- oder die

Metaügewerkschaften in etwa gleichzeitig Tarif-
Verhandlungen führen und ihre Forderungen

absprechen? Warum soll eine solche Tarifrun-

de nicht dafür genutzt werden, daß die eine Or"

ganisation der anderen den Rücken stärkt, daß

sie nicht nur für eigene Forderungen, sondern

auch für die des ausländischen Partners

streikt? Niemand wird dabei in die Situation

versetzt, sich die Strategie des anderen, seine

politischen Überzeugungen oder seine Vergan-

genheit zu eigen machen zu müssen. Vielmehr

geht es allein darum, in einem Arrangement

auf Gegenseitigkeit für alle bessere Durch-

setzungschancen zu gewinnen. Hat man dies in

einigen Branchen verschiedene Male prakti-

ziert, steüt sich das Problem einer engeren

Zusammenarbeit neu. Die Parole muß daher

„Koordination statt Supranationalität"

lauten.

Nicht alle Fragen eignen sich für eine
grenzüberschreitende Zusammenarbeit.

Diese ist unproblematisch, soweit es um Lohn-

erhöhungen, Arbeitszeitverkürzungen und die

Verbesserung der Arbeitsbedingungen geht,

Schwierig wird es dagegen, wenn im Konzern

Standortfragen zur Debatte stehen, wenn bei-

spielsweise darüber entschieden wird, wo der
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(unvermeidliche) Personalabbau vorgenom-

men oder welches Werk geschlossen wird,

Hier kann man nicht erwarten, daß Interessen-

Vertreter aus einem Land großmütig auf Ar-

beitsplätze zugunsten der Kollegen in einem

anderen verzichten. Nicht anders als dies auch

bei entsprechenden Fragen im nationalen Rah-

men der Fall ist, wird es zu einem ,,Gegenein-

ander" kommen. Dies muß man realistischer-

weise zur Kenntnis nehmen; es ist Aufgabe ei-

ner halbwegs aufgeklärten Gewerkschaft, da-

für zu sorgen, daß der Konflikt nicht dazu fuhrt,

daß auch die vielen Gemeinsamkeiten nicht

mehr gesehen werden.

Die in den nächsten Jaliren m ca. l .500 Konzer-

nen zu errichtenden europäischen Betriebs-

rate werden einen wichtigen Beitrag dazu

leisten, daß koordmierte Aktionen der Gewerk-

schaften möglich werden. Dies bereits des-

halb, weil sie dazu zwingen, die in den Köpfen

vorhandene Barriere gegenüber denjeweili-

gen ausländischen Interessenvertretungen ab-

zubauen. Wer sich regelmäßig mit ausländi-

sehen Kollegen trifft und gemeinsame Proble-

me mit der Konzemleitung diskutiert, wird es

eher als selbstverständlich empfinden, auch in

anderen Zusammenhängen gememsame

Wege zu gehen. Die Tatsache, daß Standortent-

Scheidungen typischerweise innerhalb dessel-

ben Konzerns fallen, die ,,Zerreißprobe" also

auf den Europäischen Betriebsrat zukommt,

entlastet im übrigen die Gewerkschaft im ge-

wlssem Umfang von einem schwierigen Krisen-

management,

Teüt man diesen Ansatz - und Alternativen sind

z.Z. nicht in Sicht - so erhöhen sich die Chan-

cen, die Gemeinschaft zu verstärkter so-

zialer Intervention zu veranlassen. Dies

bedeutet nicht, daß diese unter Mißachtung

des Subsidiaritätsprmzips nunmehr Stuck für
Stück des Arbeits- und Sozialrechts europäisie-

ren sollte. Möglich und notwendig ist vielmehr

ein selektives Eingreifen dort, wo es am not-

wendigsten ist. Dabei könnte man sich zwei

Schwerpunkte vorsteüen:

Sozialen Fortschritt zu mitüeren ist dort am

wichtigsten, wo es bisher nur sehr wenig zu

verteüen gibt. Die gezielte Förderung är-

merer Regionen und die Kontroüe dar-

über, daß die EU-Mittel auch effektiv zur

Schaffung von Arbeitsplätzen oder zur Ver-

besserung der Lage einzelner sozial schwa-

eher Personen verwendet werden, wären

die wichtigsten Umsetzungsschritte.

Nach dem Vorbild der Europäischen Be-

triebsräfe könnte ein rechtlicher Rahmen
für grenzüberschreitendes gewerk-

schaffliches Handeln geschaffen werden.

Ein solches europäisches Tarifverhand-

lungsgesetz müßte sich auf wenige Rahmen-

bedmgungen beschränken, beispielsweise

die aktive Unterstützung von Partnerorgani-

sationen durch Demonstrationen und Streiks

zulassen. Auch käme m Betracht, den Betei-

ligten die Opüon zu eröffnen, über eme

bloße Koordination hinauszugehen und Z.B.

wortgleiche Tarifverträge abzuschließen,

Deren verbindliche Auslegung wurde ei-

nern SchLedsgericht oder bestimmten natio-

nalen Instanzen überlassen werden. Dies

wäre eine Vorform ,,europäischer Tarifver-

träge". Diese selbst können einer ferneren

Zukunft vorbehalten bleiben.

6. Sozialpolitischer Rückschritt durch
Erweiterung der Gemeinschaft?

Eine Reihe von mittel- und osteuropäischen

Staaten, insbesondere Polen, Tschechien, die

Slowakische Republik und Ungarn sind an ei-

nein EU-Beitritt interessiert, In den Süd-

Staaten ist gegenüber einer solchen Erwei-

tenmg deutliche Skepsis vorhanden. Man pla-

diert für einen engeren Zusammenschluß der

vorhandenen Mitgliedstaaten und will erst in

fernerer Zukunft über Beitrittsgesuche entschei-

den.

Der Beitritt der genannten Länder (sowie Slo-

weniens und der baltischen Staaten) würde de-

ren demokratische Strukturen stärken

und wirtschaftliche Entwicklungspoten-

tiale freisetzen. Voraussetzung ist, daß sach-

gerechte Übergangsbestimmungen vereinbart
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werden, die eine Anpassung an EU-Standards

in einem längeren Prozeß ermöglichen. Gleich-

zeitig bestünde die Chance, die Abwanderung

von Arbeitskräften in das heutige EU-Gebiet zu

stoppen, da das Verbleiben in der Heimat

mehr als heute mit emer wirtschafüichen Per-

spektive verbunden wäre.

Allerdings würde die Scheidung zwischen
„reichen" und „armen" Mifgliedstaaten

noch sehr viel ausgeprägter. Die Regional-

und Sozialpolitik der Gemeinschaft sähe sich

enormen Herausforderungen ausgesetzt, die

mit den heute zur Verfügung stehenden Mitteln
auch nicht ansatzweise su bewältigen wären.

Die Bereitschaft der „reichen" Länder, wirt-

schaftliche Opfer zu bringen, wird gegenüber
neuen Mitgliedstaaten keineswegs größer sein
als gegenüber Irland, Portugal oder Griechen-

land. Dies läuft im Ergebnis darauf hinaus, daß
ein in etwa gleiches Volumen, das die ,,Netto-

zalüer" zur Verfügung stellen, unter eine sehr

viel größere ZaJiL von Staaten verteilt werden

müßte.

Dadurch erklärt sich auch der Widerstand be-

stimmter Staaten gegen eine Erweiterung, ob-

wohl man den eigentlichen Grund in der Regel
schamhaft verschweigt. Da die Aufnalime neu-

er Mitglieder nur einstimmig möglich ist, bleibt

nichts anderes übrig, als nach vemüttelnden

Lösungen zu suchen,

Diese können unter den gegebenen Um-

ständen nur darin bestehen, daß Handelser-

leichterungen Z.B, bei landwirtschafflichen

Produkten geschaffen werden, Weiter sollte

man gezielt bestimmte Projekte fördern, die

einzelne Sektoren der Wirtschaft jener Länder
wettbewerbsfähiger machen.

Nur eine schembare Unterstützung stellt es da-

gegen dar, wenn EU-Staaten tatenlos zusehen,

wie Arbeitskräfte aus Mittel- und Osteuropa
ihre Dienste zu Dumping-Löhnen in Deutsch-

land, Frankreich oder Italien anbieten, Der

Druck auf die Sozialstandards und das Weg-

konkurrieren von Arbeitsplätzen sind keine
gute Voraussetzung für die weitere Entwick-

lung der EU, Ihre Mitgliedstaaten hätten die Fol-
gen bis hin zur Zahlung der Arbeitslosenunter-

stüteung zu tragen. Wie schwer sich auch im-

mer die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten
mit dieser Problematik tun - ein partnerschaftli-

ches Verhältnis zu den mittel- und osteuropäi-

sehen Staaten setzt voraus, daß diese nicht zu

einer Störung der EU-Sozialpolitik beitragen.

Das Kapital muß zu den Menschen kom-

men - die EU muß alles tun, um die wirtschaft-

liche Entwicklung in Mittel- und Osteuropa zu
fördern. Damit schafft sie die entscheidenden
Voraussetzungen für einen Beitritt, der viel-

leicht nicht morgen, aber doch übermorgen

auf der Tagesordnung steht.
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